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als Erholungsräume oder sie sind Grundlage für den Tourismus im ländlichen Raum, insbesondere im Na-
heraum aber auch in Rheinhessen. Insgesamt erbringen Freiräume vielfältige ökologische, wirtschaftliche 
und soziale Leistungen für die Menschen. 
In den Verdichtungsräumen Mainz bis Bingen, Bingen bis Bad Kreuznach und Mainz bis Worms erfahren 
noch vorhandene Freiräume einen immer größeren Bedeutungszuwachs im Hinblick auf die sogenannten 
weichen Standortfaktoren. Gerade in prosperierenden und sich dynamisch entwickelnden Wirtschafts-
räumen ist die weitere Entwicklung von Natur und Landschaft von großer Bedeutung für die Sicherung 
der Umweltqualität für die dort lebende Bevölkerung. 

Natur und Landschaft, natürliche Ressourcen sowie wirtschaftliche und ökologische Raumfunktionen si-
chern und entwickeln 
Die vielfältigen raumbedeutsamen Entwicklungen, insbesondere Siedlung, Verkehr, Hochwasserschutz-
maßnahmen und eine moderne hochmechanisierte Landbewirtschaftung, Freizeitinfrastruktur, das Vo-
ranschreiten der neuen Energieinfrastrukturen und neue Rohstoffgewinnungsgebiete wirken nicht nur 
gestalterisch auf die noch vorhandene Natur und Landschaft, sondern führen zu komplexer erscheinen-
den Raumnutzungsmustern. Diese vielfältigen Nutzungen und Funktionen sollen in der Region so mitei-
nander koordiniert und aufeinander abgestimmt werden, dass Natur und Landschaft ebenso wie die na-
türlichen Ressourcen geschont und ökologisch bedeutsame Raumfunktionen erhalten bleiben. Nicht ver-
meidbare Beeinträchtigungen sollen möglichst ausgeglichen werden. 
Freiräume sind in vielen Gebieten der Region multifunktional geprägt. Die unterschiedlichen, sich zum Teil 
vielfach überlagernden Freiraumnutzungen und Funktionen, müssen im Sinne der Daseinsvorsorge, raum- 
und umweltverträglich koordiniert und aufeinander abgestimmt werden. Im Regionalplan sollen nach 
Maßgabe der Landesplanung hierfür Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, Ressourcenschutzgebiete und mul-
tifunktionale Regionale Grünzüge ausgewiesen werden. Die im Regionalplan eingesetzten Instrumente 
sollen dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit von Natur- und Landschaft zu erhalten, raumbedeutsame 
natürliche Ressourcen wie Wasser und Boden, sowie ökologische Funktionen zu sichern und zu entwi-
ckeln. 
Für die Trinkwasserversorgung sind quantitativ und qualitativ besonders bedeutsame Grundwasservor-
kommen zu sichern. Beim Hochwasserschutz an Rhein und seinen Nebenflüssen sollen vorsorgend Über-
flutungsräume gesichert und von weiterer Besiedelung freigehalten werden. Die Landwirtschaft braucht 
die Voraussetzungen um leistungs- und wettbewerbsfähig zu bleiben. In der Forstwirtschaft sollen raum-
bedeutsame Waldfunktionen gesichert werden. Thermisch belastete Räume und Siedlungen benötigen 
Ausgleichsflächen für die Frisch- und Kaltluftzufuhr. Für den Arten- und Biotopschutz sollen wichtige 
Räume für den Biotopverbund gesichert werden, dazu gehören auch Wildtierkorridore. 
Neben der Sicherung kommt der Entwicklung von Natur und Landschaft für eine nachhaltige Regionalent-
wicklung eine große Bedeutung zu. Belange von Natur- und Landschaft und andere Raumnutzungsansprü-
che können in einem aktiven Dialogprozess unter Beteiligung der Bevölkerung umweltverträglich aufei-
nander abgestimmt werden. Das Profilieren der noch vorhandenen Freiräume dient, wie im Masterplan 
Regionalpark Rheinhessen beispielhaft aufgezeigt, auch der Sicherung der Attraktivität der regional und 
landesweit bedeutsamen Wirtschaftsstandorte. Auch im Hunsrück können die regionalen Stärken der Na-
tionalparkregion Hunsrück oder der Naturparkregionen "Soonwald-Nahe" und "Saar-Hunsrück" durch ge-
eignete Entwicklungskonzepte z.B. Masterplan oder Regionale Entwicklungskonzepte profiliert werden. 
Sie können wichtige Entwicklungsimpulse geben und zum Ausgleich unterschiedlicher Interessen beitra-
gen. 
 

Nachhaltige Rohstoffsicherung 

Das Land Rheinland-Pfalz will für die zukünftige Rohstoffsicherung in der Landes- und Regionalplanung 
neue Wege beschreiten. Hierzu wurde mit Unterstützung durch die Landesregierung ein Pilotprojekt in 
der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe durchgeführt. Ziel war es, gemeinsam mit allen Beteiligten 
(Land, Fachbehörden, Rohstoffverbände, Kammern, Unternehmen und Bürgerinitiativen) in einem 
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Mit dem sogenannten Wind-an-Land-Gesetz hat der Bundestag verbindliche Flächenziele vorgegeben, 
demnach müssen bis zum 31.12.2032 2,2 % der Landesfläche von Rheinland-Pfalz für Windenergie pla-
nungsrechtlich gesichert sein. 
Beim Ausbau von Photovoltaik hat die Regionalplanung hierzu den Auftrag von der Landesregierung min-
destens Vorbehaltsgebiete für Photovoltaiknutzung festzulegen. In der vorliegenden 3. Teilfortschreibung 
des ROP kommt die Regionalplanung diesem Auftrag nach. Der überwiegende Anteil dieser Gebiete liegt 
in den landwirtschaftlich und strukturell benachteiligten Gebieten der Region. 
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II  Ziele und Grundsätze der Raumordnung zu Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur 

1 Landesplanerische Rahmenbedingungen 

1.1 Raumstruktur 

 
Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. Die Anpassungen in Karte 1 beruhen auf 
Änderungen im Kapitel 2.3.2 Zentrale Orte.
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Karte 1: Raumstrukturgliederung3 

 
3 Anpassung der Nahbereiche Bad Kreuznach, Rüdesheim und Waldböckelheim infolge von Änderungen im Kapitel 2.3.2 
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1.2 Demographische Entwicklung  
 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 

2 Entwicklung von Räumen und Siedlungen 

2.1 Landesweit bedeutsame Entwicklungsbereiche und Entwicklungsschwerpunkte 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
2.2 Siedlungsstruktur - Siedlungsentwicklung 

Raumstrukturelles Organisationsprinzip 

G 12 Die regionale Siedlungsstruktur soll entsprechend dem Bedarf an Wohn- und Arbeitsstätten 
sowie Handels-, Dienstleistungs- und Infrastruktureinrichtungen unter Berücksichtigung 
folgender Grundsätze weiterentwickelt werden: 

 - Die Besiedlung soll dem Prinzip der dezentralen Konzentration in ausgewählten Schwer-
punkten für Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und der Inanspruchnahme von bedarfsge-
rechten, an der Bevölkerungsstruktur ausgerichteten Infrastruktureinrichtungen, fol-
gen.  

 - Die Entwicklung, Sanierung und Revitalisierung von Innenstädten, Wohnquartieren und 
Dorfkernen ist eine städtebauliche Daueraufgabe, die auch einen Beitrag zum Erhalt von 
Orts- und Landschaftsbildern leistet. 

 - Durch dezentrale Schwerpunktbildungen sollen das Verkehrsaufkommen begrenzt und 
die Voraussetzungen für ÖPNV- Anbindungen, unter Berücksichtigung der Barrierefrei-
heit, verbessert werden. 

 - Andererseits sollen insbesondere an den Haltestellen des Schienenpersonenverkehrs 
Möglichkeiten zur verdichteten Bebauung genutzt werden. 

 - Zwischen den Siedlungen sollen ausreichend Freiflächen belassen werden. Dies dient 
der Gliederung des Siedlungsraumes. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 12: 
Arbeiten, Wohnen, Versorgen, Bilden und Erholen sind die Daseinsfunktionsbereiche, welche bei der Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im siedlungs- und raumstrukturellen Kontext auf Ebene der Landes- und Regionalplanung 
funktional auszugestalten sind. 
 
Der regionalen Siedlungsstruktur liegt nach wie vor das Prinzip der dezentralen Konzentration in Form des punktachsialen 
Siedlungssystems zu Grunde. Dieses besteht aus einem hierarchisch gestuften System zentraler Orte (Oberzentrum, Mit-
telzentren, Grundzentren), die durch Verkehrsachsen miteinander verbunden sind. Das System der zentralen Orte wird 
ergänzt um Gemeinden mit besonderen Funktionen, nämlich Wohnen und Gewerbe.  
 
Oberzentren und Mittelzentren sind durch das Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) festgelegt. Der Regionalplan weist 
darüber hinaus Grundzentren aus. Zentrale Orte übernehmen überörtliche Aufgaben für ihr Versorgungsgebiet. Die zent-
ralen Orte höherer Stufe nehmen gleichzeitig die Grundversorgung für ihren Nahbereich wahr. 
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2.2.1 Gemeindefunktionen 

G 13 Die Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung sollen unter Beachtung einer land-
schaftsgerechten Ortsgestaltung und der Bewahrung der nachhaltigen Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes 
 

 - Wohnungen für den örtlichen Bedarf (Eigenentwicklung) bereitstellen, 
 

 - die Voraussetzungen für die Sicherung und Erweiterung ortsansässiger Betriebe schaf-
fen, 
 

 - die wohnungsnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs 
planerisch ermöglichen, 
 

 - die Bedingungen für Erholung, kulturelle Betätigung und das Leben in der Gemein-
schaft verbessern. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 13: 
Zur Eigenentwicklung einer Gemeinde gehören insbesondere die Befriedigung des Wohnungsbedarfs für die ortsgebun-
dene Bevölkerung und der daraus resultierende Bauflächenbedarf. Der Eigenbedarf ergibt sich im Wesentlichen aus:  
- dem Bedarf aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung, 
- den steigenden Wohnungsansprüchen der ortsansässigen Bevölkerung (Verminderung der Einwohner pro Wohneinheit), 
- den steigenden Wohnflächenansprüchen und 
- dem Ersatzbedarf infolge Sanierungsmaßnahmen und Umnutzung des Wohnungsaltbestandes.  
Im Übrigen wird auf die Ausführungen in der Begründung zu G 26 im LEP IV verwiesen. 
 
Siehe hierzu insbesondere Kapitel 2.2.4 Siedlungsentwicklung - Bedarfswerte für die Wohnbauflächenausweisung. 
 
Da sich der Eigenbedarf an den begründeten Entwicklungschancen der Gemeinde im Siedlungszusammenhang und den 
demografischen Rahmenbedingungen sowie an den überörtlichen Erfordernissen orientiert, ist ein örtlicher Bedarf grund-
sätzlich dann nicht gegeben, wenn er durch den nach Z 20 für die Flächennutzungsplanung festgelegten 
Wohnbauflächenbedarfswert abgedeckt werden kann. Nur in begründeten Fällen kann dann noch ein weitergehender 
örtlicher Bedarf gegeben sein (siehe dazu G 26 LEP IV und Z 20 S. 5). 
 
Durch Z 20 S. 5 wird sichergestellt, dass der Eigenentwicklungsbedarf im Sinne von G 26 LEP IV und G 13 1. Spiegelstrich 
auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Z 20 S. 5 (Härtefall) gedeckt werden kann. 
 
2.2.2 Besondere Funktion Wohnen 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 
2.2.3 Besondere Funktion Gewerbe 

Z 16 Der regionale Raumordnungsplan weist Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe 
aus (siehe Anlage 1), die aufgrund ihrer Lage, infrastruktureller Ausstattung und zentralört-
licher Funktion geeignet sind. 
 

Z 17 Darüber hinaus werden Wirtschaftsachsen definiert, die überregionale sowie regionale Be-
deutung haben. Dies sind die Bereiche entlang der A 60, A 61, A 62 und A 63 sowie entlang 
der B 9 (zwischen Worms und Mainz) und der B 41 (zwischen Bad Kreuznach und der An-
schlussstelle zur A 62). 
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GN 17a Das bestehende Angebot an Gewerbe- und Industrieflächen soll vorrangig genutzt werden. 
 

Z 18 Neuansiedlungen von Gewerbe- und Industriebetrieben sowie Dienstleistungseinrichtun-
gen müssen grundsätzlich an solchen Standorten konzentriert werden, die mit den Anfor-
derungen der Freiraumsicherung in Einklang gebracht werden können und den Möglichkei-
ten des Infrastrukturausbaus entsprechen. Dies sind die Standorte in den Gemeinden mit 
besonderer Funktion Gewerbe und die im regionalen Raumordnungsplan festgelegten Vor-
ranggebiete Gewerbe. 
 

Z 18a Die zeichnerisch festgelegten Vorranggebiete für Gewerbe dienen der Ansiedlung von groß- 
und mittelflächigen Gewerbe- und Industriebetrieben. Die Träger der Bebauungsplanung 
weisen in den festgelegten Vorranggebieten für Gewerbe nur Gewerbe- und Industriege-
biete aus, die der Unterbringung von Gewerbebetrieben aller Art einschließlich Anlagen zur 
Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lager-
häusern, Lagerplätzen, öffentlichen Betrieben und Tankstellen dienen. Sie machen dabei 
von den Feinsteuerungsmöglichkeiten der BauNVO gem. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO so Ge-
brauch, dass Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Vergnügungsstätten sowie Anla-
gen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke ausgeschlos-
sen sind. Ausnahmen gelten für Verkaufsstätten von Industrie- und Gewerbebetrieben im 
vorstehend genannten Sinne, die am Gewerbestandort Waren produzieren (Werksver-
kauf), für soziale Einrichtungen, die einem Betrieb zugeordnet sind, und für Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die 
dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse unter-
geordnet sind. Bestandsnutzungen und vorhandenes Baurecht genießen erweiterten Be-
standsschutz. 
 

Z 18b Die zeichnerisch festgelegten Vorranggebiete für Gewerbe im Bereich Wissenschaft /  For-
schung werden in Ergänzung zu den Vorranggebieten für Gewerbe festgelegt. Sie dienen 
schwerpunktmäßig der Ansiedlung von Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtun-
gen, deren Schwerpunkt in der Forschung und Entwicklung liegt. Im Rahmen der Bauleit-
planung ist sicherzustellen, dass die Gebiete schwerpunktmäßig für Gewerbe und For-
schungseinrichtungen genutzt werden. Sonstige Nutzungen sind nur in untergeordnetem 
Umfang zulässig. 
 

G 18c In Vorranggebieten für Gewerbe nach Z 18a und Vorranggebieten für Gewerbe im Bereich 
Wissenschaft / Forschung nach Z 18b soll der in Gewerbegebieten allgemein zulässige Ein-
zelhandel mit Verweis auf besondere städtebauliche Gründe von den Trägern der Bebau-
ungsplanung möglichst ausgeschlossen werden. 
 

G 18d Die Neuinanspruchnahme von Freiraumflächen für die bauleitplanerische Entwicklung von 
Gewerbe- und Industrieflächen für Gewerbe- und Industriebetriebe mit einer Grundfläche 
von mehr als 2.000 m² und einer überregionalen Produktionsabsatz-, Versorgungs- und 
Dienstleistungsfunktion soll im Interesse der Schonung von Freiraumressourcen, des Klima-
schutzes und zur Erhaltung und Verbesserung der zentralörtlichen Raumfunktionen der Ge-
meinden vorrangig in den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe und in den 
Vorranggebieten für Gewerbe erfolgen. 
 

Z 18e Vor der Neuausweisung der zuvor genannten Baugebiete ist ein Nachweis gegenüber der 
zuständigen Landesplanungsbehörde in Form einer begründeten Bestands- und Potenzial-
analyse der Gewerbeflächen zu erbringen, dass keine geeigneten Brach- oder Konversions-
flächen oder bereits wirksam ausgewiesene Gewerbeflächen verfügbar sind. 
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Z 18f Sofern im Rahmen einer Bestands- und Potenzialanalyse der Gewerbeflächen nachgewie-

sen wird, dass weder in den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe noch in den 
Vorranggebieten für Gewerbe geeignete Flächen verfügbar sind, ist eine Neuausweisung 
von Industrie- und Gewerbegebieten und Urbanen Gebieten im oben genannten Sinne aus-
nahmsweise auch an anderer Stelle zulässig. Hierfür ist eine vertraglich abgestimmte, in-
terkommunale Planung mit einer Gemeinde mit der besonderen Funktion Gewerbe erfor-
derlich, in der sich die kooperierenden Gemeinden über den Kosten-Nutzen-Ausgleich der 
Gewerbesteuereinnahmen vertraglich geeinigt haben. 
 

G 18g Standorte für Gewerbe- und Industriebetriebe sollen bei Bedarf in Kooperation mit Nach-
bargemeinden auf der Grundlage einer interkommunal abgestimmten Ausweisung entwi-
ckelt werden um Synergie- und Clustereffekte und die damit verbundene reduzierte Flä-
chenneuinanspruchnahme zu erreichen. 
 

G 18h Die Gewerbeflächenentwicklung soll dazu auf kommunaler oder interkommunaler Ebene 
durch die Träger der Bauleitplanung aufgrund eines mit der Regionalplanung abgestimmten 
Gewerbeflächenkonzepts vorbereitet werden, das Bestandteil eines Flächenmanagements 
mit einer Gewerbeflächenbilanzierung ist. 
 

G 18i Gewerbeflächenreserven oder aufgrund eines kommunalen Gewerbeflächenkonzepts als 
geeignet ermittelte Standorte sollen im Interesse der Schonung der knappen Flächenres-
sourcen bedarfsbezogen und im Fall der Verfügbarkeit mehrerer geeigneter Standorte auf-
grund einer Prioritätsfestlegung entwickelt werden. 
 

G 18j Auf Gewerbeflächenreserven in den Flächennutzungsplänen soll in Abstimmung mit der 
Planungsgemeinschaft verzichtet werden, sobald feststeht, dass diese nicht mehr benötigt 
werden oder der Ausweisung als Baugebiet zum Zweck der Siedlungsentwicklung für ge-
werbliche, industrielle oder handwerkliche Zwecke tatsächliche oder rechtliche Hinde-
rungsgründe entgegenstehen. 
 

G 19 Gemeinden, die nicht zu den Gemeinden mit der besonderen Funktion Gewerbe gehören 
und deren Gemeindegebiet nicht innerhalb der Vorranggebiete Gewerbe liegen, sind im 
Rahmen der Eigenentwicklung weitgehend auf die Ansiedlung von Gewerbe- und Hand-
werksbetrieben beschränkt, deren Produktabsatz-, Versorgungs- und Servicefunktion über-
wiegend der Versorgung der regionalen Bevölkerung dient. Im Rahmen der Eigenentwick-
lung sollen darüber hinaus die Belange der ortsansässigen Gewerbe- und Handwerksbe-
triebe sowohl hinsichtlich der Sicherung von Erweiterungsmöglichkeiten an vorhandenen 
Standorten als auch hinsichtlich der Standortverlagerungen ausreichend berücksichtigt 
werden. 
Bei der planerischen Neuausweisung von Baugebieten ist dem Vorrang der Entwicklung von 
Brachflächen und bereits ausgewiesenen Bestandsflächen Rechnung zu tragen. Vor der 
Neuinanspruchnahme von Freiraumflächen zur Ausweisung von Baugebieten für Gewerbe- 
und Handwerksbetriebe zur Deckung des Eigenentwicklungsbedarfs ist der gewerbliche Flä-
chenbedarf zu ermitteln und schriftlich zu begründen, dass keine für die Neuausweisung 
der genannten Baugebiete geeigneten Brach- oder Konversionsflächen oder bereits wirk-
sam ausgewiesene, aber bisher nicht entwickelte Gewerbeflächen verfügbar sind. 
 

G 19a Bei der planerischen Neuausweisung, der Änderung oder Erweiterung von städtebaulichen 
Plänen zur Entwicklung von Gewerbe- und Handwerksflächen ist auf eine hohe Energieeffi-
zienz und den Einsatz erneuerbarer Energien zu achten. Insbesondere die Installation von 
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Photovoltaik auf Dächern und über Parkplatzflächen soll im Rahmen der städtebaulichen 
Planung vorgesehen werden. 
 

G 19b Gewerbliche Bauflächen sollen flächensparend geplant werden. Dabei soll eine mehrge-
schossige Bauweise in der Weise angestrebt werden, dass Produktion und Verarbeitung so-
wie Parkplätze und Stellflächen auf mehreren Gebäudeebenen realisiert werden können. 
Bei der Neuausweisung oder Erweiterung von Gewerbeflächen soll zudem sichergestellt 
werden, dass das Baugebiet an den öffentlichen Nahverkehr angebunden ist. 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu Z 16: 
Die Siedlungstätigkeit ist gem. § 2 Abs. 2 Nr.2 Satz 4 ROG räumlich zu konzentrieren, sie ist vorrangig auf vorhandene 
Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und auf Zentrale Orte auszurichten. Hieran orientiert sich auch die Festlegung 
der besonderen Funktion Gewerbe. 
 
Die besondere Funktion Gewerbe wird Gemeinden entlang der Wirtschaftsachsen zugewiesen, die entweder bereits be-
deutsame Gewerbegebiete aufweisen, deren Bestandspflege und Weiterentwicklung Baulandausweisungen über die Ei-
genentwicklung hinaus erfordern oder in denen das produzierende Gewerbe verstärkt werden soll und die hierfür beson-
ders geeignet sind. Neben den für die gewerbliche Wirtschaft spezifischen Standortvoraussetzungen ist die räumliche Zu-
ordnung zu zentralen Orten (siedlungsstrukturelles Schwerpunktprinzip) unter Beachtung der Belange der Freiraumsiche-
rung das maßgebliche Auswahlkriterium.  
 
Die besondere Funktion Gewerbe ermöglicht Gemeinden nicht nur Flächen für bereits ortsansässige Betriebe bereitzustel-
len, sondern auch Flächen für Neuansiedlungen von außerhalb des Gemeindegebietes vorzuhalten. Die Flächenentwick-
lung sollte in einem angemessenen Verhältnis zur zentralörtlichen Bedeutung des Ortes stehen. Dementsprechend können 
Mittelzentren mehr Flächen vorhalten als Grundzentren oder Gemeinden ohne zentralörtliche Bedeutung, die aber über 
eine besondere Funktion Gewerbe verfügen. 
 
Zu Z 17: 
Die Region durchquerende Autobahnen sowie die genannten Bundesstraßen weisen eine hervorragende Verkehrsinfra-
struktur auf und bieten optimale Bedingungen für Gewerbeansiedlungen. Aus diesem Grund sind entlang der Autobahnen 
(A 60, A 61, A 62, A 63) sowie entlang der Bundesstraßen (B 50, B 41, B 9), aber auch die Autobahnzubringer B 420 zwischen 
Nierstein und Wörrstadt als Wirtschaftsachsen definiert. Entlang dieser Wirtschaftsachsen können die Träger der Flächen-
nutzungsplanung in Abstimmung mit der Regionalplanung und auf der Grundlage von Analysen und Prognosen zur Zukunft 
des Gewerbes in qualitativer und quantitativer Hinsicht Gewerbeflächenkonzepte zur Festlegung von regionalbedeutsa-
men Standorten für Industrie- und Gewerbeansiedlungen vorzugsweise in kommunaler Kooperation entwickeln. Hierfür 
kommen beispielsweise interkommunale Vereinbarungen, wie städtebauliche Verträge oder Planungsverbände, in Be-
tracht. Auch in diesem Zusammenhang soll dem Aspekt der Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme im Rahmen 
eines gewerblichen Flächenmanagements Rechnung getragen werden (siehe insbesondere auch Kapitel 2.2.5).  
Die Nachfrage an Gewerbeflächen in der Region und insbesondere entlang der ausgewiesenen Wirtschaftsachsen bleibt 
anhaltend hoch. Gleichzeitig mangelt es in bestimmten Gemeinden an kurzfristig bebaubaren Gewerbeflächen. Neben den 
regionalbedeutsamen Standorten für Gewerbe und Industrie sollen auf der Ebene der Flächennutzungsplanung Gewerbe-
flächenkonzepte erstellt werden. Sie sollen neben der Sicherung, Erweiterung von bestehenden und der Neuausweisung 
von überörtlichen Gewerbeflächen auch die zukünftige Steuerung und Konzentration der Gewerbeflächen beinhalten. 
Dazu gehört auch die Gewerbeflächeninanspruchnahme durch den Einzelhandel zu steuern. 
Die definierten Wirtschaftsachsen weisen in der Regel Vorteile bei Infrastrukturausstattung und -erschließung aus. 
 
Zu GN 17a: 
Die gewerblich-industrielle Entwicklung ist auf die planungsrechtlich gesicherten Industrie- und Gewerbegebiete sowie 
Brachflächen zu konzentrieren. Bei entsprechenden Planungen sind Flächenreserven von Nachbargemeinden zu berück-
sichtigen und interkommunal abgestimmte Entwicklungskonzepte zugrunde zu legen. Die Ausweisung von neuen Indust-
rie- und Gewerbegebieten, die über den Eigenbedarf hinausgeht, bedarf einer besonderen Begründung, dass die vorhan-
denen Flächen von Art, Qualität und Lage nicht ausreichen. Interkommunale Entwicklungs- und Vermarktungsstrategien 
können diesen Prozess unterstützen. 
Die verfügbaren Flächen sind den oberen Landesplanungsbehörden für die dort geführte Datenbank RAUM+Monitor zu 
melden (vgl. LEP IV, Begründung zu G 52-55). 
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Zu G 18g: 
Die interkommunale Planung, Realisierung und Vermarktung von Gewerbegebieten ist ein wichtiges und zwischenzeitlich 
vielerorts bewährtes Modell der Zusammenarbeit. Sie ist eine deutliche Reaktion auf die qualitative Flächenverfügbarkeit 
und eine Differenzierung der Standortanforderungen, verbunden mit der allgemein steigenden Nachfrage nach höherwer-
tigen Gewerbeflächen bei begrenztem zusätzlichen Flächenverbrauch. Die zunehmende interkommunale Zusammenarbeit 
bei der Entwicklung von Gewerbeflächen wird als Mittel gesehen, einer weiteren Zersiedelung und Zerschneidung der 
Landschaft sowie einer weiteren Flächeninanspruchnahme dadurch zu begegnen, dass durch abgestimmte und verein-
barte Vorgehensweisen die Flächenverbräuche auf bestimmte Gebiete konzentriert werden, während andere Flächen von 
Beanspruchung freigehalten werden können. 
Durch die Bereitstellung eines hochwertigen und damit für potenzielle Investoren attraktiven Gewerbeflächenangebotes 
nutzen Städte und Gemeinden verstärkt die Möglichkeiten, die räumlichen Voraussetzungen für die Sicherung der vorhan-
denen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu bieten. Dadurch werden für die Städte und Gemeinden Flächenangebote 
realisierbar, die sich allein agierende Kommunen aufgrund ihrer begrenzten Ressourcen nicht bieten. Im interkommunalen 
Verbund lassen sich hingegen hochwertige und möglichst konfliktarme Industrie- und Gewerbeflächen mit optimalen Stan-
dorteigenschaften entwickeln.  
Diese gemeinsam zu entwickelnden Standorte müssen sich räumlich nicht zwingend auf Gemarkungsflächen der koope-
rierenden Kommunen erstrecken, sondern können sich auch auf einen geeigneten Standort in einer der beteiligten Kom-
munen konzentrieren. Planung, Finanzierung und Vermarktung sollen nach Möglichkeit jedoch, z.B. durch Gründung eines 
Zweckverbandes, gemeinsam betrieben werden.  
 
Zu G 18 h, i und j: 
Mithilfe eines kommunalen Gewerbeflächenkonzeptes ist eine nachvollziehbare Dokumentation des Bestandes und eine 
Potenzialanalyse möglich. Die Gemeinden müssen sich hierin zudem strategisch hinsichtlich ihrer Entwicklungsvorstellun-
gen positionieren. Auch eine interkommunale Erstellung eines solchen Konzeptes ist möglich und wird ausdrücklich be-
grüßt. Bei einer kommunalen Kooperation kann der Kosten-Nutzenausgleich durch Verträge zwischen den beteiligten Ge-
meinden geregelt werden 
 
Die Entwicklung der Gewerbeflächen sollte entsprechend dem Bedarf und festgelegter Prioritäten erfolgen. 
Im Rahmen der konzeptionellen Überlegungen sollte auch geprüft werden, ob vorhandene Gewerbeflächenreserven noch 
benötigt werden. Bei blockierter Entwicklung, ausreichenden oder besseren Alternativen sowie bei fehlender Nachfrage 
sollte eine Nutzungsänderung im Flächennutzungsplan bzw. eine Aufhebung des Baurechts vorgenommen werden. 
 
Zu G 19: 
Bei insgesamt stagnierenden und im verarbeitenden Gewerbe rückläufigen Arbeitsplatzzahlen nimmt die benötigte Fläche 
je Arbeitsplatz in hohem Maße zu. In der Besiedlung von Gewerbegebieten dominieren der Logistikbereich und der groß-
flächige Einzelhandel, deren Entwicklungen sich zum Teil gegenseitig bedingen und die einen besonders starken Flächen-
verbrauch verursachen. Um die Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinden langfristig zu sichern, ist es mittelfristig erfor-
derlich, flächensparende Konzepte zu entwickeln. Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten soll in Gewerbegebie-
ten keinen Platz finden und auf verbrauchernähere Standorte verwiesen werden. Bebauungspläne sollen dies berücksich-
tigen, bestehende Bebauungspläne sind ggf. anzupassen. 
 
Gemeinden ohne besondere Funktion Gewerbe steht die Eigenentwicklung offen; hierunter fällt im Sinne des erweiterten 
Bestandsschutzes die Standortsicherung bereits ortsansässiger Betriebe durch Erweiterung oder Verlagerung. Neuansied-
lungen sind zulässig, wenn die Handwerks- oder Gewerbebetriebe vorwiegend der Versorgung der regionalen Bevölkerung 
dienen. Oftmals müssen hierfür nicht explizit Gewerbeflächen bereitgestellt werden, da auch eine Ansiedlung bspw. im 
Mischgebiet nach § 6 BauNVO möglich ist. Die Ausweisung von Gewerbe- und Industriegebieten nach §§ 8, 9 BauNVO ist 
jedoch mit Rücksicht auf bereits bestehende Betriebe nicht grundsätzlich ausgeschlossen. 
 
Zu G 19a: 
Erneuerbare Energien können einen Mehrwert für Produktionshallen und Industriebrachen generieren. Gerade in Gewer-
begebieten sind auf gewerblich genutzten Gebäuden und ungenutzten Flächen längst nicht alle Potenziale für erneuerbare 
Energien ausgeschöpft (Dach- und Parkplatzflächen). 
Neben dem Potenzial für Photovoltaikanlagen können sich bei individuellen Potenzial-Checks weitere Möglichkeiten der 
regenerativen Energiegewinnung anbieten, wie z. B. Anbindung an eine nahegelegene Windkraftanlage oder Geothermie. 
Neben den regenerativen Energien ist das Potenzial der Energieeinsparung durch effektivere Energienutzung von Büro-, 
Gewerbe- und Industriegebäude ein wichtiges Thema für die nachhaltige Entwicklung des Gewerbestandortes. Dem oft 
hohen Energiebedarf der Unternehmen stehen enorme Einsparpotenziale gegenüber, sei es durch Optimierung der Ge-
bäude selbst, durch den Einsatz energiesparender Technologien, den Zusammenschluss oder die Abstimmung der Unter-
nehmen untereinander sowie durch schlichte Verhaltensänderungen der Belegschaft.  
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Für bestehende Gewerbegebiete wird empfohlen, dass die Kommunen auf Grundlage einer Energieanalyse (Energiebe-
darf, Energieinfrastruktur, Potenzial für erneuerbare Energien, Abwärmenutzung) die Erarbeitung eines gemeinsamen 
Energiekonzeptes prüfen.  
Bei der Planung von neuen Gewerbegebieten soll durch Vorgaben in der Bauleitplanung und die Abstimmung zwischen 
den Unternehmen eine effiziente Energienutzung angestrebt werden.  
 
Zu G 19b: 
Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung und eines reduzierten Flächenverbrauchs ist auch die planerische Umsetzung der 
Gewerbeflächen entscheidend. Durch eine effiziente Flächenausnutzung kann die Inanspruchnahme weiterer Flächen ver-
mieden oder hinausgezögert werden. Auch eine umweltfreundliche Verkehrserschließung gehört zu einer ganzheitlichen 
Entwicklungsstrategie. Dabei sollten jedoch ausreichend große Freiflächen verbleiben, um anfallendes Niederschlagswas-
ser zu versickern, was zur Grundwasserneubildung beiträgt. 

 

Tabelle 1: Vorranggebiete für Gewerbe nach Z 18a und Z 18b 

Nr. Name Größe (ha) 
1 Alzey-Ost 47 
3 Krummgewann (Wöllstein) 23 
6 Wörrstadt-Süd 55 
8 Waldlaubersheim 34 
12 Sprendlingen 26 
13 Steinbruch Ellweiler 23 
15 ÖKOM-Park (Leitzweiler, Rückweiler, Hahnweiler) 81 
16 Weidenberg (Idar-Oberstein) 60 
17 Gewerbepark Bingen/Grolsheim-Nord 45 
18 Ingelheim 21 
19 Nieder-Olm-West 28 
20 Rhein-Selz-Park (Nierstein, Dexheim) 71 
27 Heinrich-Hertz Kaserne (Birkenfeld)* 22 
28 Schmißberg 15 
29 Hochschule I (Mainz)* 13 
30 Hochschule II (Mainz)* 52 
 Summe  616  

 
Im ROP bereits enthaltene regionalbedeutsame Industrie- und Gewerbegebiete werden als Bestandsflä-
chen übernommen. Mit * gekennzeichnete Vorranggebiete haben ihren Schwerpunkt im Bereich Wissen-
schaft/Forschung entsprechend Z 18b. 
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Karte 2a: Vorranggebiete für Gewerbe 
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Tabelle 1a: Grundwerte zur Ermittlung des Wohnbauflächenbedarfes für die Träger der Flächennutzungs-
planung4 

Wohneinheiten je 1.000 Ein-
wohner und Jahr  

(Grundwert)  

Träger der Flächennutzungs-
planung  

Wohnbauflächenbedarf  
in Hektar für 15 Jahre   

 Mittelbereich Mainz (HVB) 
3,6 Kfr. Stadt Mainz  237,0 

3,6 VfrG Budenheim 19,5 

3,2 VG Bodenheim 45,5 

3,1 VG Nieder-Olm  68,0 

3,0 VG Rhein-Selz  77,0 

 Mittelbereich Worms (VBK) 
3,6 Kfr. Stadt Worms  115,0 

2,6 VG Eich  30,0 

2,9 VG Monsheim 24,0 

3,0 VG Wonnegau  46,0 

 Mittelbereich Bingen (VBD) 
3,6 Bingen am Rhein, Stadt  35,0 

2,6 VG Rhein-Nahe 32,0 

2,9 VG Sprendlingen-Gensingen 34,0 

 Mittelbereich Ingelheim (VBK) 
3,6 Ingelheim am Rhein, Stadt 56,05 

2,8 VG Gau-Algesheim 38,0 

 Mittelbereich Alzey (VBD) 
3,6 Alzey, Stadt 25,0 

2,6 VG Alzey-Land 55,5 

2,9 VG Wörrstadt 66,0 

 Mittelbereich Bad Kreuznach (VBD) 
3,6 Bad Kreuznach, Stadt 72,0 

2,2 VG Bad Kreuznach 27,0 

2,7 VG Langenlonsheim-Stromberg 49,55 

2,4 VG Rüdesheim 60,0 

2,9 VG Wöllstein 26,5 

 Mittelbereich Kirn / Meisenheim / Bad Sobernheim (LBK) 
2,6 VG Kirner Land 28,05 

2,5 VG Nahe-Glan 39,55 

 Mittelbereich Idar-Oberstein / Birkenfeld / Baumholder (LBK) 
3,3 Idar-Oberstein, Stadt 32,0 

2,6 VG Baumholder 13,5 

2,6 VG Birkenfeld  36,0 

2,2 VG Herrstein-Rhaunen 41,05 
 

  

 
4 siehe hierzu Begründungen und Erläuterungen zu Z 20 sowie Anlagen 1 und 2 mit Berechnungsbeispielen 
Erläuterung der Abkürzungen in Tabelle 1a: 
HVB: Hochverdichteter Bereich; VBK: Verdichteter Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur 
VBD: verdichteter Bereich mit disperser Siedlungsstruktur; LBK: Ländlicher Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur 
5 Addierter Wert infolge einer zwischenzeitlich vollzogenen Gemeindefusion 
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Ein Flächentausch ist der Verzicht auf eine bauleitplanerisch gesicherte Fläche zu Gunsten der Neudarstellung einer Bau-
fläche im Flächennutzungsplan, die höchstens die gleiche Größe aufweist. 
 
Seitens der Regionalplanung wird empfohlen, bei wiederholtem Erfordernis eines Flächentausches den Flächennutzungs-
plan in die Gesamtfortschreibung zu überführen.  
Ein Flächentausch ist nicht nur innerhalb einer Ortsgemeinde, sondern im Sinne eines solidarischen Flächenmanagements 
auch zwischen allen Gemeinden einer Verbandsgemeinde möglich, nicht jedoch über das Gebiet einer Verbandsgemeinde 
hinweg. Flächentausche über die Grenzen der Träger der Flächennutzungsplanung hinaus bedürfen der landesplaneri-
schen Zustimmung in Form von vertraglichen Vereinbarungen (städtebaulicher-raumordnerischer Vertrag). Innerhalb der 
Grenzen des Flächennutzungsplanes ist eine landesplanerische Zustimmung entbehrlich. 
 
Berechnungsbeispiel für einen Flächentausch 
Die Verbandsgemeinde XY hat zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des regionalen Raumordnungsplanes in ihrem Flächen-
nutzungsplan noch 20 ha Wohnbauflächen im Außenbereich dargestellt. Der ROP hat einen Wohnbauflächenbedarf von 
15 ha. Der Überhang beträgt 5 ha.  
Die vorhandenen 20 ha Wohnbauflächen können grundsätzlich aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Soweit 
aber im Zuge einer Flächennutzungsplan-Änderung eine neue Wohnbaufläche, z.B. im Umfang von 2 ha, ausgewiesen 
werden soll, so ist dies möglich, wenn eine Wohnbaufläche gleicher Größe im Zuge des Flächentausches aus dem Flächen-
nutzungsplan herausgenommen wird.  
Theoretisch könnten bis zu 15 ha (Höhe des errechneten Bedarfs) getauscht werden, die übrigen 5 ha müssten standort-
treu entwickelt werden. Ein wiederholter Flächentausch legt jedoch eine Gesamtfortschreibung nahe, dann wäre die Fort-
schreibung des Flächennutzungsplans mit Anpassung der Wohnbauflächen an den Wohnbauflächenbedarfswert zu emp-
fehlen. 
 

2.2.5 Siedlungsentwicklung und Flächenmanagement 
 
G 22 Für die nachhaltige Siedlungsentwicklung der Städte und Gemeinden sollen die Träger der Flä-

chennutzungsplanung, soweit noch nicht erfolgt, ein geeignetes Flächenmanagement einrich-
ten, in dem die Baulandreserven in den Innen- und Außenbereichen einschließlich Baulücken 
systematisch aktuell gehalten werden. Hier sollte aus Gründen einer landesweit einheitlichen 
Vorgehensweise die bereits etablierte und erprobte Plattform RAUM+Monitor angewendet 
werden. 

 

Begründungen und Erläuterungen zu G 22 
G 22 beruht auf Ziel 31 LEP IV. Das Ziel 31 LEP IV, 2. Teilfortschreibung vom 21.7.2015, bleibt von allen Festlegungen des 
regionalen Raumordnungsplanes unberührt.  
Gemäß LEP IV, Begründung und Erläuterung zu Z 31, ist zur Stabilisierung der quantitativen Flächenneuinanspruchnahme 
auf einem Niveau von landesweit unter einem Hektar pro Tag im Jahresdurchschnitt der Innenentwicklung ein Vorrang vor 
der Außenentwicklung einzuräumen sowie die notwendige Flächeninanspruchnahme über ein Flächenmanagement zu 
optimieren. Das Flächenmanagement erstreckt sich auf alle Nutzungsarten im Siedlungsbereich. Weiterhin ist, bevor die 
Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen im Flächennutzungsplan darstellen, von ihnen aufzuzeigen, aus welchen 
Gründen noch vorhandene Flächenpotenziale nicht genutzt werden können, um erforderliche Bedarfe abzudecken. Hierzu 
zählen alle Baugrundstücke:  

- im Geltungsbereich bestandskräftiger Bebauungspläne nach § 30 BauGB, 
- im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, in denen Vorhaben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind, sowie 
- in nach § 34 BauGB zu beurteilenden Bereichen. 

 
Bebauungspläne als örtliche und verbindliche Bauleitpläne bleiben von Z 31 LEP IV unberührt. An eine vorrangige Innen-
entwicklung sollen diese lediglich durch das Baugesetzbuch gebunden werden, in das mit dem Gesetz zur Stärkung der 
Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11. Juni 2013 
(BGBI. I S. 1548) der Vorrang der Innenentwicklung eingeführt wurde (s. § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB). Damit kommt der Be-
grenzung der Flächenneuinanspruchnahme jetzt auch ein besonderer Stellenwert im Baugesetzbuch zu. Als Grundlage für 
dieses Flächenmanagement steht den regionalen Planungsgemeinschaften und den Gebietskörperschaften mit 
RAUM+Monitor eine Plattform zur Verfügung, die landesweit eine laufend aktualisierbare Erhebung und Bewertung der 
vorhandenen Siedlungsflächenpotenziale erlaubt. Über ein solches Flächenmanagement kann die Umsetzung der notwen-
digen Reduzierung der Flächeninanspruchnahme im Außenbereich durch eine systematische und einheitliche Erfassungs-
basis qualitativ verbessert, optimiert und koordiniert werden. Eine Datenbank mit aktuellen Daten zu den Potentialen von 
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Innen- und Außenreserven stellt im Verwaltungshandeln eine belastbare Stütze dar. Dies führt zur Erleichterung der Ab-
stimmungs- und Entscheidungsprozesse.  
 
G 22a: Die Flächenneuinanspruchnahme im Außenbereich soll im Sinne des sparsamen und schonenden 

Umgangs mit Grund und Boden insgesamt weiter reduziert werden. Daher sollen die Träger der 
Bauleitplanung ihre bisherige Wohnbaudichte innerhalb des 15-jährigen Planungszeitraums 
nach Inkrafttreten dieses regionalen Raumordnungsplans nach Möglichkeit über die in der Be-
gründung zu Z 20 gemäß Anlage 1 angegebenen Dichtewerte hinaus erhöhen.  

 
 
Begründungen und Erläuterungen zu G 22a 
 
Die Anlage 1 gibt nur einen kalkulatorischen Dichtewert vor, der jedoch für sich alleine keine eigene Zielbindung entfaltet. 
Um den Zielen von flächensparender Siedlungsentwicklung zu entsprechen, wird den Trägern der Bauleitplanung bei der 
Entwicklung von Bauland eine angemessene Verdichtung der Wohnbebauung nachdrücklich empfohlen. Die Erhöhung der 
Flächennutzungseffizienz, insbesondere in den weiterhin prosperierenden Verdichtungsräumen mit anhaltend großer Flä-
chennachfrage, ist ein unabdingbares Handlungserfordernis, um langfristig wichtige Freiraumfunktionen zu erhalten sowie 
eine wirtschaftliche Auslastung der vorhandenen und geplanten Infrastruktur sowie der Minimierung der Folgekosten si-
cherzustellen. 
 
G 23 Zum nachhaltigen Schutz des Freiraumes, der Schonung seiner ökologischen und wirtschaftli-

chen Tragfähigkeit, seiner Funktionen als Naherholungsraum für die Bevölkerung sowie zum 
sozialen Ausgleich sollen neben dem Oberzentrum auch die Mittel- und Grundzentren in den 
hochverdichteten Räumen und Verdichtungsräumen mit konzentrierter Siedlungsstruktur ge-
mäß LEP IV bei der zukünftigen Wohnbauflächenentwicklung, auf den dafür geeigneten Flä-
chen, verstärkt geförderten Geschosswohnungsbau entwickeln. 

 
Begründungen und Erläuterungen zu G 23 
Insbesondere in den dicht besiedelten Teilen der Region, die stark mit dem Wirtschaftsraum RheinMain verflochten sind 
und noch mittelfristig Bevölkerungszuwächse erfahren werden, wird die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme zur 
Schonung wertvoller und knapper werdender Ressourcen wie Boden, Wasser, Natur und Landschaft und seiner ökologi-
schen Funktionen für zukünftige Generationen beitragen. Die Erhöhung der baulichen Dichten in den zentralen Orten des 
Umlandes durch geförderten Geschosswohnungsbau ist hierfür besonders wirkungsvoll. Aber auch für die Stadt-Umland-
Beziehungen in sozialer Hinsicht bilden räumlich-funktional ausgewogene Siedlungsstrukturen die Grundlage für die Siche-
rung der Leistungsfähigkeit des Oberzentrums auch für seinen Verflechtungsbereich.  
 

G 24 Bei der Entwicklung von Wohn-, Industrie- und Gewerbestandorten soll der Nachnutzung von 
zivilen, militärischen oder gewerblichen Konversionsflächen besondere Bedeutung beigemes-
sen werden. Dabei dürfen sich raumordnerische und stadtplanerische Gesichtspunkte nicht ent-
gegenstehen. 

 
Begründungen und Erläuterungen zu G 24  
Die Umnutzung ziviler, wie auch militärischer Konversionsflächen zu neuen Gewerbeflächen soll vorrangig dort erfolgen, 
wo die lokalen oder regionalen Voraussetzungen gegeben sind. Darüber hinaus ist die Ansiedlung von oder enge Anbin-
dung an Institutionen der Forschungsinfrastruktur bzw. den Hochschulbereich zu berücksichtigen, um die räumliche Nähe 
zu diesen Einrichtungen, zur Steigerung der Innovationsfähigkeit und für die Entwicklung der Unternehmen (zum Beispiel 
über Clusterkonzepte), zu nutzen. 
Mit der Städtebauförderung konnte die Wohn- und Umweltqualität in Rheinland-Pfalz bereits nachhaltig verbessert, der 
wirtschaftliche Strukturwandel begleitet und das baulich-kulturelle Erbe gepflegt und bewahrt werden. Insbesondere die 
Bündelungseffekte der Städtebauförderung liefern hier einen wesentlichen Beitrag. Auch über die Einbindung bürger-
schaftlichen Engagements können wichtige Impulse erfolgen. Dabei ist insbesondere das Teilprogramm »Soziale Stadt« 
der »Städetbaulichen Erneuerung« Programm »Wachstum und nachhaltige Erneuerung - Nachhaltige Stadt« zentrales För-
derinstrument, um die Entwicklung von ProblemgGebieten mit Handlungsbedarf voranzubringen. 
Künftige Planungen sollen Infrastrukturfolgekosten frühzeitig einbeziehen, um die verantwortlichen kommunalen Akteure 
hierfür zu sensibilisieren. Das Flächenmanagement ist auf die vorrangige Inanspruchnahme bestehender Flächenpotenzi-
ale ausgerichtet. Städtebauliche Innenentwicklung, Wohnungsmodernisierung, städtebauliche Erneuerung und 
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Verbesserung des Wohnumfeldes sowie die Nutzung von zivilen und militärischen Konversionsflächen haben Vorrang vor 
der Neuausweisung von Flächen im Außenbereich. 
 
Gemäß der Grundsätze G 46 und G 47 des LEP IV können Gemeinden, die gefestigte Kooperationen zur Sicherung ihres 
Funktionsraumes eingehen, bei der Vergabe von Fördermitteln grundsätzlich für Projekte von überörtlicher Bedeutung 
und mit im Sinne einer Multifunktionalität und regionalen Vernetzung, die das Ziel verfolgen in allen Teilräumen der Region 
Rheinhessen-Nahe gleichwertige Lebensverhältnisse zu gewährleisten, vorrangig gefördert werden. Maßnahmen, die der 
Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Dienstleistungen tragen hierzu entscheidend bei. 

2.3 Sicherung und Entwicklung der Daseinsvorsorge  

2.3.1 Funktionale Schwerpunkte 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
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Karte 3: Leitbild Daseinsvorsorge7 

 
7 Anpassung der Nahbereiche Bad Kreuznach, Rüdesheim und Waldböckelheim infolge von Änderungen im Kapitel 2.3.2 
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GN36 In Räumen, die als »mittelzentraler Verbund kooperierender Zentren« gekennzeichnet sind, 
sollen diejenigen kooperierenden Zentren, die über kein umfassendes Angebot an mittel-
zentralen Einrichtungen verfügen, ein breit gefächertes Angebot ergänzender Versorgungs- 
und Dienstleistungseinrichtungen vorhalten.10 

Z 37 Die im Folgenden verbindlich ausgewiesenen Grundzentren sind in erster Linie Zentralorte 
zur Sicherung und Entwicklung eines umfassenden Angebotes mit Gütern und Dienstleistun-
gen des qualifizierten Grundbedarfes. 

 

Tabelle 2: Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche 

Monozentrale Mittelzentren/ 
Grundzentren 

Kooperierende Grundzen-
tren 

Nahbereiche 

Mittelbereich Alzey 
Alzey, Stadt 
(Mittelzentrum) 
 

 Stadt Alzey, Albig, Bechenheim, Bermersheim vor der Höhe, 
Dintesheim, Eppelsheim, Esselborn, Flomborn, Freimersheim, 
Gau-Heppenheim, Kettenheim, Mauchenheim, Ober-Flörsheim, 
Offenheim, Wahlheim 

 Flonheim Flonheim, Bornheim, Erbes-Büdesheim, Lonsheim, Nack, Nieder-
Wiesen 

Gau-Odernheim Gau-Odernheim, Bechtolsheim, Biebelnheim, Framersheim 

Wörrstadt, Stadt 
(Grundzentrum) 

 Stadt Wörrstadt, alle Ortsgemeinden der VG Wörrstadt 

Mittelbereich Bad Kreuznach 
Bad Kreuznach, Stadt 
(Mittelzentrum) 

 Stadt Bad Kreuznach, alle Ortsgemeinden der VG Bad Kreuznach  
(Altenbamberg, Biebelsheim,  Feilbingert, Frei-Laubersheim, Für-
feld, Hackenhein, Hallgarten, Hochstätten, Neu-Bamberg, Pfaffen-
Schwabenheim, Pleitersheim, Tiefenthal, Volxheim) sowie 
Norheim, Traisen, Duchroth, Oberhausen an der Nahe und Nieder-
hausen aus der VG Rüdesheim an der Nahe 

Langenlonsheim  
(Grundzentrum) 

 Langenlonsheim, Bretzenheim, Dorsheim, Guldental, Laubenheim, 
Rümmelsheim, Windesheim  

Stromberg, Stadt (Grundzentrum)  Stadt Stromberg, Daxweiler, Dörrebach, Eckenroth, Roth, Schöne-
berg, Schweppenhausen, Seibersbach, Waldlaubersheim, Warms-
roth 

 Rüdesheim Rüdesheim, Allenfeld, Argenschwang, Braunweiler, Dalberg, Ge-
broth, Gutenberg, Hargesheim, Hergenfeld, Münchwald, Norheim, 
Roxheim, Sankt Katharinen, Sommerloch, Spabrücken, Spall, Trai-
sen, Wallhausen, Winterbach 

 Waldböckelheim Waldböckelheim, Bockenau, Boos, Burgsponheim, Duchroth, Hüf-
felsheim, Niederhausen, Oberhausen an der Nahe, Oberstreit, 
Mandel, Schloßböckelheim, Sponheim und Weinsheim 

Wöllstein (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Wöllstein 

Mittelbereich Bingen 
Bingen am Rhein, Stadt 
(Mittelzentrum) 

 Stadt Bingen am Rhein und die Ortsgemeinden Münster-Sarms-
heim, Waldalgesheim, Weiler bei Bingen (alle VG Rhein-Nahe) 

Bacharach, Stadt (Grundzentrum)  Stadt Bacharach, Breitscheid, Manubach, Niederheimbach, Ober-
diebach, Oberheimbach und Trechtingshausen (alle VG Rhein-
Nahe) 

Sprendlingen (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Sprendlingen-Gensingen 

   

   

 
10 vgl. LEP IV, Kap. 3.1.1, G 41, S.88, einschließlich Begründung/Erläuterung (S. 90) 
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Monozentrale Mittelzentren/ 
Grundzentren 

Kooperierende Grundzen-
tren 

Nahbereiche 

Mittelbereich Kirn 
Bad Sobernheim, Stadt 
(koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Bad Sobernheim, Auen, Bärweiler, Daubach, Ippenschied, 
Kirschroth, Langenthal, Lauschied, Martinstein, Meddersheim, 
Merxheim, Monzingen, Nußbaum, Odernheim am Glan, Rehbach, 
Seesbach, Staudernheim, Weiler bei Monzingen, Winterburg 

Meisenheim, Stadt  
(koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Meisenheim, Abtweiler, Becherbach, Breitenheim, Callbach, 
Desloch, Hundsbach, Jeckenbach, Lettweiler, Löllbach, Raumbach, 
Rehborn, Reiffelbach, Schmittweiler, Schweinschied 

Kirn, Stadt (koop. Mittelzentrum)  Stadt Kirn, Bärenbach, Becherbach bei Kirn, Brauweiler, Bruschied, 
Hahnenbach, Heimweiler, Heinzenberg, Hennweiler, Hochstetten-
Dhaun, Horbach, Kellenbach, Königsau, Limbach, Meckenbach, 
Oberhausen bei Kirn, Otzweiler, Schneppenbach, Schwarzerden, 
Simmertal, Weitersborn 

Mittelbereich Idar-Oberstein/Birkenfeld 
Idar-Oberstein, Stadt 
(koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Idar-Oberstein 

Baumholder, Stadt 
(koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Baumholder, alle Ortsgemeinden der VG Baumholder 

Birkenfeld, Stadt 
(koop. Mittelzentrum) 

 Stadt Birkenfeld, alle Ortsgemeinden der VG Birkenfeld 

Herrstein (Grundzentrum)  Herrstein, Allenbach, Bergen, Berschweiler bei Kirn, Breitenthal, 
Bruchweiler, Dickesbach, Fischbach, Gerach, Griebelschied, Her-
born, Hettenrodt, Hintertiefenbach, Kempfeld, Kirschweiler, Lang-
weiler, Mackenrodt, Mittelreidenbach, Mörschied, Niederhosen-
bach, Niederwörresbach, Oberhosenbach, Oberreidenbach, Ober-
wörresbach, Schmidthachenbach, Sensweiler, Sien, Sienhachen-
bach, Sonnschied, Veitsrodt, Vollmersbach, Weiden, Wickenrodt, 
Wirschweiler 

Rhaunen (Grundzentrum)  Rhaunen, Asbach, Bollenbach, Bundenbach, Gösenroth, Hausen, 
Hellertshausen, Horbruch, Hottenbach, Krummenau, Oberkirn, 
Schauren, Schwerbach, Stipshausen, Sulzbach, Weitersbach 

Mittelbereich Ingelheim 
Ingelheim am Rhein, Stadt  
(Mittelzentrum) 

 Stadt Ingelheim11 

 Gau-Algesheim, Stadt Stadt Gau-Algesheim, alle Ortsgemeinden der VG Gau-Algesheim 

Mittelbereich Mainz 
Mainz, Stadt  
(Oberzentrum) 

 Stadt Mainz 

Budenheim (Grundzentrum)  Budenheim  

 Bodenheim/Nackenheim Bodenheim, Nackenheim, Gau-Bischofsheim, Harxheim, Lörzwei-
ler 

Nierstein/Oppenheim  
(Mittelzentrum) 
 

 Stadt Nierstein, Stadt Oppenheim, Dalheim, Dexheim, Dienheim, 
Friesenheim, Hahnheim, Köngernheim, Mommenheim, Selzen, 
Undenheim 

Guntersblum Guntersblum, Dolgesheim, Dorn-Dürkheim, Eimsheim, Hillesheim, 
Ludwigshöhe, Uelversheim, Weinolsheim, Wintersheim 

Nieder-Olm, Stadt 
(Mittelzentrum) 

 Stadt Nieder-Olm, Essenheim, Jugenheim, Klein-Winternheim, 
Ober-Olm, Sörgenloch, Stadecken-Elsheim und Zornheim 

Mittelbereich Worms 
Worms, Stadt 
(Mittelzentrum) 

 Stadt Worms 

 
11 einschließlich der eingemeindeten Ortsteile Heidesheim am Rhein und Wackernheim 
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Monozentrale Mittelzentren/ 
Grundzentren 

Kooperierende Grundzen-
tren 

Nahbereiche 

 Westhofen Westhofen, Bechtheim, Bermersheim, Hochborn, Dittelsheim-
Heßloch, Frettenheim, Gundersheim, Gundheim, Hangen-Weis-
heim und Monzernheim  

Osthofen, Stadt Stadt Osthofen 

Eich (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Eich 

Monsheim (Grundzentrum)  Alle Ortsgemeinden der VG Monsheim 

 

 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 29 und G 30: 
Zentrale Orte sind insbesondere Standorte, an denen öffentliche und private Dienstleistungs- und Versorgungseinrichtun-
gen sowie soziale und kulturelle Angebote gebündelt vorgehalten bzw. angeboten werden. Insbesondere Güter und 
Dienstleistungen, die nicht in jeder Gemeinde in tragfähigen Einrichtungen angeboten werden können, sollen in leistungs-
fähigen zentralen Orten gebündelt werden. Die Grundversorgung ist in allen Gemeinden, auch in solchen ohne Zentralört-
liche Einstufung, abzudecken.  
 
Zu G 31 
Die Differenzierung der zentralen Orte auf landes- wie regionalplanerischer Ebene soll die unterschiedlichen Versorgungs-
funktionen zentraler Orte und die unterschiedliche Größe der Verflechtungsbereiche zur Sicherung einer ausreichenden 
Tragfähigkeit der Versorgungseinrichtungen berücksichtigen. Die zentralen Orte dienen so der Sicherstellung gleichwerti-
ger Versorgungsmöglichkeiten in der Region und damit auch der Umsetzung der raumordnerischen Leitvorstellung der 
nachhaltigen Entwicklung unter Berücksichtigung ökonomischer, ökologischer und sozialer Belange. Die konkrete Umset-
zung erfolgt über die Ausweisung zentraler Orte (Ober- , Mittel- und Grundzentren) und ihrer Verflechtungsbereiche in 
Verbindung mit einer Zentren hierarchisch spezifischen Mindestinfrastrukturausstattung, wobei der tägliche Bedarf in den 
Grundzentren (Nahversorgung) und der spezialisierte Bedarf in höherstufigen Zentren gedeckt werden kann.  
 
Zu G 32: 
Einstufung der zentralen Orte und die Abgrenzung ihrer jeweiligen Verflechtungsbereiche sind, neben der nach Zentrali-
tätsstufe definierten Mindestausstattung, die Erreichbarkeit (Weg/Zeitentfernung), die Tragfähigkeit (Mindesteinwohner-
zahl) und die Überschussbedeutung (Ausstattung im Vergleich zu Nachbarorten). 
Das Mittelzentrum Stadt Worms nimmt aufgrund seiner hohen Einwohnerzahl in den Bereichen Kultur, Bildung, Gesund-
heitswesen und Wirtschaft oberzentrale Funktionen wahr. 
 
Zu G 33 
Das LEP IV legt das Oberzentrum und die Mittelzentren, die von ihnen auszuübenden Funktionen (vgl. LEP IV, Ziffer 3.1.1 
und Tabelle S. 89) sowie ihre Verflechtungsbereiche (vgl. LEP IV, Ziffer 3.1.1 und Tabelle S. 87) fest. Die zentralörtliche 
Funktion ist einerseits eine raumbezogene Funktion und andererseits eine Bündelung der zentralörtlichen Einrichtung. Die 
Verflechtungsbereiche übernehmen eine wichtige Funktion der wohnortsnahen Sicherung der Daseinsvorsorge. 
 
Zu Z 34 und Z 35: 
Entsprechend der sich verändernden Rahmenbedingungen wird dabei durch die Differenzierung des Netzes der Mittelbe-
reiche in monozentrale Mittelbereiche (Z 34) und mittelzentrale Verbünde (Z 35) nach funktionalen Gesichtspunkten un-
terschieden: Mittelzentren monofunktionaler Mittelbereiche verfügen über eine vollständige mittelzentrale Ausstattung 
und leisten allein für ihren Verflechtungsbereich eine vollständige Versorgung. Sie stellen als Versorgungsschwerpunkte 
ihres jeweiligen Verflechtungsbereiches das Rückgrat dieser Versorgungsebene dar. Kooperierende Zentren (Ober- und 
Mittelzentren im mittelzentralen Verbund) sichern die Versorgung im jeweiligen Mittelbereich. 
 
Zu GN 36: 
Tragfähigkeit und Qualitätssicherung machen eine bestimmte Einwohnerzahl erforderlich. Zur Sicherung einer umfassen-
den und möglichst wohnungsnahen Versorgung bzw. einer Versorgung in zumutbarer Erreichbarkeit soll das Angebot er-
gänzender Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen in den derzeitigen Mittelzentren mit einbezogen werden (mit-
telzentraler Verbund kooperierender Zentren, vgl. LEP IV, S.90). 
 
Zu Z 37: 
Grundzentren sind vorrangig Standorte zur Konzentration von Einrichtungen der überörtlichen Grundversorgung mit Gü-
tern und Dienstleistungen, soweit dies für deren Tragfähigkeit und zur Entwicklung des Nahbereichs erforderlich ist. Sie 
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Karte 4: Nahbereiche12 

 
 

12 Anpassung der Nahbereiche Bad Kreuznach, Rüdesheim und Waldböckelheim infolge von Änderungen im Kapitel 2.3.2 
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2.3.3 Interkommunale Zusammenarbeit zur Siedlungsentwicklung 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
 
2.3.4 Einzelhandel und Dienstleistungen 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 
 
3 Freiraumstruktur und Ressourcenschutz 

3.1 Boden 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP.  
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3.2 Regionale Grünzüge und Grünzäsuren  

Z 52 In den hochverdichteten und verdichteten Räumen und in Teilräumen mit vergleichbarer 
Siedlungsdichte und -dynamik sowie in Tälern mit besonderen raumbedeutsamen Frei-
raumfunktionen werden landschaftsräumlich zusammenhängende multifunktionale Re-
gionale Grünzüge sowie Grünzäsuren ausgewiesen und in der Raumordnungskarte dar-
gestellt. Sie dienen insbesondere 
 

 - der Gliederung des Siedlungsraumes und des Siedlungsgefüges, 
 

 - der Erhaltung siedlungsklimatisch bedeutsamer Freiflächen in schlechtdurchlüfteten 
und thermisch hochbelasteten Gebieten und Siedlungen,  
 

 - der Sicherung und Entwicklung der siedlungsnahen landschaftsgebundenen Erholung,  
 

 - der Sicherung und Entwicklung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen im Sinne des 
Biotopverbundes, 
 

 - dem Schutz des Wasserhaushalts und des natürlichen Wasserrückhaltevermögens der 
Landschaft, 
 

 - der Sicherung der natürlichen Überschwemmungsgebiete und dem Schutz der Gewäs-
ser,  
 

 - der Erhaltung des Bodens und seiner vielfältigen Bodenfunktionen,  
 

 - der Erhaltung prägender Landschaftsstrukturen und -elemente, 
 

 - der Sicherung und Entwicklung insbesondere landesweit bedeutsamer historischer 
Kulturlandschaftselemente, 
 

 - der Sicherung noch größerer unzerschnittener Räume. 
 

 Grünzäsuren sind in der Regel funktionale Bestandteile der Grünzüge. Sie werden insbe-
sondere dort ausgewiesen, wo neben den o.g. Funktionen die Sicherung und Entwicklung 
der Verbindung örtlicher bzw. innerörtlicher Grünbereiche mit der freien Landschaft er-
folgen soll oder Freiflächen für die Siedlungsgliederung, beispielsweise zur Vermeidung 
bandartiger Siedlungsstrukturen, erforderlich sind. 
 

Z 53 In den Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren dürfen nur Vorhaben zugelassen werden, 
die die Funktionen des Regionalen Grünzuges bzw. der Grünzäsuren nicht beeinträchti-
gen oder unvermeidlich und im überwiegenden öffentlichen Interesse unabdingbar not-
wendig sind. In den Regionalen Grünzügen ist eine flächenhafte Besiedelung, in den 
Grünzäsuren ist eine Bebauung grundsätzlich nicht zulässig. 
 

Z 53a In den Regionalen Grünzügen können bei Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für 
die Photovoltaiknutzung Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet werden. 
 

G 54 Die regionalen Grünzüge einschließlich der Grünzäsuren sollen so entwickelt und gestal-
tet werden, dass diese nachhaltig die oben genannten Funktionen erfüllen können, zur 
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Karte 5: Regionaler Grünzug und Grünzäsuren13 

 
 

13 Karte wurde berichtigt im Bereich Layenhof (Stadtgrenze Mainz/Ingelheim a.R.) 
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für diese Zwecke Wasser in geeigneter Qualität bereitstellen zu können, ist es erforderlich, die Einzugsgebiete dieser 
Grundwasserentnahmen entsprechend vor potenziellen Verunreinigungen zu bewahren (siehe Karte 8, S. 49). 
 
 
3.5 Hochwasserschutz und Oberflächengewässer 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 

 

3.6 Klima und Reinhaltung der Luft 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
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3.7 Landwirtschaft 

Für die Erhaltung von Gebieten für die Landwirtschaft, den Wein- und Obstbau sowie für den Anbau von 
Sonderkulturen als regional bedeutsame und kulturlandschaftsprägende Raumnutzungen und Wirt-
schaftszweige, weist der regionale Raumordnungsplan Vorranggebiete für die Landwirtschaft aus. 

G 81 Die für die landwirtschaftliche Bodennutzung besonders geeigneten Gebiete sollen der 
nachhaltigen Produktion von qualitativ hochwertigen und gesunden Nahrungsmitteln zur 
Versorgung der Bevölkerung in der Region dienen und langfristig gesichert werden. Die 
landwirtschaftliche Bodennutzung soll darüber hinaus zur Erhaltung und Entwicklung einer 
vielfältigen Kulturlandschaft beitragen und damit andere Nutzungsansprüche an die Land-
schaft, insbesondere Arten- und Biotopschutz, Landschaftsbild und Erholung unterstützen. 
Für die Sicherung einer leistungs- und wettbewerbsfähigen Landwirtschaft sollen dort, wo 
dies unter Berücksichtigung ökologischer und sozialer Belange möglich ist, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur umgesetzt werden. 
 

G 82 Den Belangen der Landwirtschaft ist bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeut-
samen Nutzungsansprüchen grundsätzlich ein besonderes Gewicht beizumessen. In der Ab-
wägung sollen insbesondere die Funktionen 
 

 - Ernährungs- und Versorgungsfunktion (Acker-/Grünlandzahl, Ertragspotenzial, Bereg-
nungswürdigkeit), 
 

 - Einkommensfunktion, 
 

 - Wertschöpfungsfunktion, 
 

 - Arbeitsplatzfunktion, 
 

 - Kulturlandschaftspflege- und Erholungsfunktion, 
 

 - Bodenschutzfunktion, 
 

 - Funktion für die bodengebundene Tierhaltung in Grünlandbereichen 
 

 berücksichtigt werden. 
 

Z 83 In Vorranggebieten für die Landwirtschaft hat die nachhaltige landwirtschaftliche Boden-
nutzung Vorrang vor konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungsansprüchen. Es sind 
dort nur Maßnahmen und Vorhaben zulässig, die auf Dauer mit der landwirtschaftlichen 
Nutzung vereinbar sind. 
 

Z 83a In Vorranggebieten für die Landwirtschaft können bei Überlagerung mit den Vorbehalts-
gebieten für die Photovoltaiknutzung Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet werden. 
 

G 84 Soweit in Gebieten für die Landwirtschaft Flächeninanspruchnahmen für die Umsetzung 
naturschutzfachlicher Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen sind, soll hierbei Rücksicht auf 
die agrarstrukturellen Belange genommen und es sollen insbesondere die für die landwirt-
schaftliche Nutzung gut geeignete Böden geschont werden. 
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Karte 12: Regional bedeutsame landwirtschaftliche Nutzungstypen 

 
  



48 

3.8 Wald und Forstwirtschaft 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
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3.9 Sicherung der Rohstoffversorgung 

Für die nachhaltige Sicherung von Rohstofflagerstätten weist der Regionalplan Folgendes aus:  
 
- Vorranggebiete für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau,  
- Vorranggebiete für die langfristige Rohstoffsicherung,  
- Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung, die von dauerhaft entgegen-stehender 

Nutzung freizuhalten sind  
- Vorbehaltsgebiete für die Rohstoffsicherung. 
 
Z 92 In den Vorranggebieten für den kurz- bis mittelfristigen Rohstoffabbau hat die Sicherung der 

oberflächennahen Rohstofflagerstätten Vorrang vor anderen Raumnutzungsansprüchen, die 
einem Abbau der Rohstofflagerstätten entgegenstehen können.  

 
Z 93 In den Vorranggebieten für die langfristige Rohstoffsicherung hat die Sicherung der oberflä-

chennahen Rohstofflagerstätten im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung Vorrang vor 
anderen Raumnutzungsansprüchen, die einem möglichen, zukünftigen Abbau der Rohstoff-
lagerstätte entgegenstehen können. Diese Vorranggebiete kommen für einen Rohstoffab-
bau innerhalb der Laufzeit des regionalen Raumordnungsplans nicht in Betracht. In den Vor-
ranggebieten für die langfristige Rohstoffsicherung können bei Überlagerung mit den Vor-
behaltsgebieten für die Photovoltaiknutzung innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen errichtet werden, wobei die zeitliche Nutzung durch Photovoltaik 
bis maximal 2050 zu befristen ist. 

 
Z 94 In Gebieten mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung sind Vorhaben und Maß-

nahmen nicht zulässig, die mit einer dauerhaften Sicherung des Rohstoffes nicht in Einklang 
gebracht werden können. Die Gebiete mit besonderer Bedeutung für die Rohstoffsicherung 
kommen für einen Rohstoffabbau innerhalb der Laufzeit des regionalen Raumordnungsplans 
nicht in Betracht.  

 
G 95 In Vorbehaltsgebieten für die Rohstoffsicherung hat die Sicherung der Rohstofflagerstätten 

grundsätzlich eine hohe Bedeutung. Den Belangen der Rohstoffsicherung soll hier bei der 
Abwägung mit anderen konkurrierenden Raumnutzungsansprüchen ein besonderes Ge-
wicht beigemessen werden. 

 
G 96 Der Rohstoffabbau soll im Sinne der Raumverträglichkeit und der Nachhaltigkeit Beeinträch-

tigungen von Natur und Landschaft möglichst gering halten, nachteilige Auswirkungen auf 
andere Raumnutzungen, insbesondere auf die Bevölkerung, die Wasserwirtschaft, die Nah-
erholung sowie die Land- und Forstwirtschaft vermeiden bzw. gering halten. Der Rohstoff 
soll möglichst vollständig abgebaut werden. Insbesondere sollen Substitutionspotenziale, 
wie z. B. Materialien aus dem Bauschuttrecycling, soweit möglich, stärker zur Schonung der 
natürlichen standortgebunden Rohstoffe und Minderung der Eingriffe in Natur und Land-
schaft genutzt werden. Erweiterungen an bestehenden, in Nutzung befindlichen Abbaustel-
len, sind im Regelfall Neuaufschlüssen vorzuziehen.  

 
G 97 Für Abbaustellen sollen qualifizierte Folgenutzungskonzepte entwickelt werden. Diese sol-

len regionale bzw. kommunale Entwicklungsvorstellungen einbinden und gemeinsam mit al-
len Beteiligten entwickelt werden. Folgenutzungskonzepte können insbesondere ökologi-
schen Themen Raum geben, nachhaltige land- und forst- oder wasserwirtschaftliche Nutzun-
gen ermöglichen und neue Landschaftsqualitäten schaffen, welche beispielsweise für Natur-
schutz, Naherholung und Tourismus neue Akzente setzen und einen Mehrwert für die Ge-
meinde und die Region erbringen.  
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LGB-Nr. Name Kreis / kreisfreie 
Stadt 

Größe 
(ha) Eignung Konflikt-

wert Priorisierung 

  Summe 148     

Quarzsand/Kies 

5193 Pfeddersheim, In den Stricken Worms 27 0,96 11 2 

  Summe 27    

Rhyolith 

4092/1 Rhyolithsteinbr. Traisen Bad Kreuznach 6 0,86 8 2 

3* Bad Kreuznach Bad Kreuznach 3    

4092* Rhyolithsteinbr. Traisen Bad Kreuznach 11    

4114* Ellweiler Birkenfeld 76    

  Summe 96    

Sandstein 

5225 Flonheim Alzey-Worms 4 0,88 9 1 

  Summe 4    

Schluff- und Tonstein 

5224/1 Ziegeleigrube (Poroton) Alzey-Worms 27 0,79 10 2 

5222* Ziegeleigrube (Poroton) Alzey-Worms 14    

  Summe 41    
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Zu G 95: Als Vorbehaltsgebiete für die Rohstoffsicherung werden im Einzelnen ausgewiesen und in der Raumord-
nungskarte dargestellt:  

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie 
Stadt 

Größe 
(ha) 

Eignung Konflikt-
wert 

Priorisie-
rung 

Betroffen-
heit 

Andesit 

4099/1 Andesitstbr. Hellberg Bad Kreuznach 12 0,79 13 2 FFH/VSG 

4102/2 Limbergskopf Bergen Birkenfeld 2 0,67 7 2 FFH/VSG 

4104/2 Niederwörresbach Birkenfeld 52 0,93 21 3 FFH/VSG 

4108/2 Bärweiler Bad Kreuznach 21 0,405 13 4 EE 

4115/1 o  Marta Bad Kreuznach 7 0,79 5 1 FFH/VSG an-
grenzend 

4115/2 Marta Bad Kreuznach 11 0,93 5 3 FFH/VSG 

6005/2 Berschweiler Birkenfeld 2 0,93 4 3 FFH/VSG 

  Summe 107     

Dachschiefer 

4085/2 E` Bundenbach Birkenfeld 30 0,88 18 2 FFH/VSG 

4088/1b o Tagebau Bocksberg/ 
Eschenbach Birkenfeld 11 1,00 10 2 FFH/VSG an-

grenzend 

  Summe 41     

Kalkstein 

5216 SW` Ober-Flörsheim Alzey-Worms 36 0,435 2 3 FFH/VSG 

5237 NW` Ilbesheim Alzey-Worms 11 0,435 2 3 FFH/VSG 

5252/2 Laubenheimer Höhe Mainz 223 0,70 17 3 WSG 3a 

5253/2 Laubenheimer Höhe Mainz 5 0,595 13 3 EE 

6001/2 Gollenfels Bad Kreuznach 9 0,880 21 3 FFH/VSG 

5228/2 SE`Freimersheim Alzey-Worms 371 0,435 16 4 FFH/VSG; EE 

  Summe 655     

Kies und Sand 

4084 Im Schaftheu Bad Kreuznach 28 0,59 13 3 WSG 3a 

5204 Rheindürkheim, Hain-
böhl 

Worms 82 0,48 12 4 WSG 3 

5235/2 SE`Aspisheim Mainz-Bingen 13 0,575 10 3 EE/FFH/VSG 

5240/3 Sand-/ Kiesgrube Ge-
wann Permutt 

Alzey-Worms 93 0.67 20 4 WSG 3a/ 

FFH/VSG 
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insbesondere auch durch eine starke Nachfragesituation somit auch fachlich begründet. Für das Gebiet 5196 ist die neue 
Kategorisierung jedoch ausschließlich durch die aus planungsrechtlichen Gründen einheitliche Darstellung begründet und 
kann daher rechnerisch nicht dem kurz- bis mittelfristigen Bedarf zugeschlagen bzw. dem Pool Vorranggebiete für die 
langfristige Rohstoffsicherung entzogen werden. Die Hektar-Angabe für das Gebiet 5196 ist daher in Klammern gesetzt. 
Ebenso sind zur Berücksichtigung dieses Umstandes die Summenwerte Kies und Sand in der Tabelle Vorranggebiete für 
den kurz- bis mittelfristigen Abbau und Vorranggebiete für die langfristige Rohstoffsicherung in Klammern gesetzt.  
 
2) Die Größe des Vorbehaltsgebietes 5269/2 bemisst sich nach Berücksichtigung des Oberbeckens des Pumpspeicherwer-
kes Trechtingshausen (Raumordnungsentscheid der SGD Süd vom 15.10.2014) in diesem Bereich auf ca. 176 ha.  
 
Als nachrichtliche Übernahme genehmigte Rohstoffabbauflächen werden in der Raumordnungskarte dar-
gestellt: 

LGB-Nr.  Name Kreis / kreisfreie Stadt Größe (ha) 

Andesit 

4098 Benkelberg Bad Kreuznach 17 

4099 Andesitsteinbr. Hellberg Birkenfeld 23 

4104 Niederwörresbach Birkenfeld 88 

6002 Hubertusruh Birkenfeld 20 

6005 Berschweiler Birkenfeld 28 

  Summe 176 

Dachschiefer 

5272 Schiefergrube Rhein Mainz-Bingen 33 

  Summe 33 

Kalkstein 

4078 Stromberg, Hunsfels Mainz-Bingen 12 

  Summe 12 

Kies und Sand 

4 Sommerloch Bad Kreuznach 1 

11 Gutenberg Bad Kreuznach 2 

5219 Sand- und Kiesgrube Eckelsheim Alzey-Worms 20 

4095 Hackenheim Bad Kreuznach 2 

5233 Aspisheim, Appelgarten Mainz-Bingen 3 

5234 Sprendlingen Am Kreuznacher Weg Mainz-Bingen 4 

5239 Eicher See Alzey-Worms 92 

5245 Sand- und Kiesgrube Talauensee Alzey-Worms 52 

5254 Ober-Ingelheim Mainz-Bingen 9 

5260 Flur 6 Dromersheim Mainz-Bingen 2 

  Summe 187 
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3.10 Freizeit, Erholung und Tourismus, Kulturlandschaften 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 
 
4 Verkehr und technische Infrastruktur 

4.1 Verkehr 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
 
 
4.2 Telekommunikation und Postdienste 

Das Kapitel ist nicht Gegenstand der 3. Teilfortschreibung ROP. 
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daher in Abstimmung mit der Platzierung von Masten und zugehöriger Infrastruktur der Windparks erfolgen. Idealerweise erfolgt 
eine abgestimmte Planung mit ähnlicher Nutzungsdauer. Ggf. müssen die Photovoltaikmodule zugunsten der Windenergie abge-
baut oder versetzt werden. Dies gilt auch, wenn ein Vorbehaltsgebiet Photovoltailk in Überlagerung mit einem Vorranggebiet 
Windenergienutzung festgelegt wird. 
 
Es ist außerdem zu beachten, dass viele Vorranggebiete Windenergienutzung durch weitere Ziele der Raumordnung überlagert 
werden (z.B. Vorrang Landwirtschaft, Regionaler Grünzug). Diese Ziele sind gleichfalls zu beachten, eine Zulässigkeit von Freiflä-
chen-Photovoltaik kann in diesen Fällen nicht hergeleitet werden. 
 

Tabelle 4: Vorbehaltsgebiete für die Photovoltaiknutzung nach Gebietskörperschaft 

 
Nr. Bezeichnung Verbandsgemeinde/n (VG) oder 

Stadt 
Fläche (in 
ha) 

02 Bingen Bingen am Rhein 75 

04 Stromberg / Roth / Waldalgesheim / Waldlaubers-
heim18  

Langenlonsheim-Stromberg / 
Rhein-Nahe 

63 

05 Alsheim / Mettenheim Eich, Wonnegau 125 

08 Raumbach Nahe-Glan 47 

10 Hennweiler-Ost Kirner Land 27 

11 Hennweiler-Süd Kirner Land 21 

13 Schwerbach / Oberkirn Herrstein-Rhaunen 50 

14 Oberkirn / Hausen Herrstein-Rhaunen 73 

15 Gösenroth Herrstein-Rhaunen 31 

16 Hottenbach-Ost19 Herrstein-Rhaunen 25 

17 Hottenbach-West Herrstein-Rhaunen 24 

18 Breitenthal20 Herrstein-Rhaunen 35 

19 Niederhosenbach / Herrstein Herrstein-Rhaunen 25 

20 Schauren Herrstein-Rhaunen 21 

21 Kempfeld / Schauren Herrstein-Rhaunen 3121 

23 Wirschweiler Herrstein-Rhaunen 20 

24 Heimbach Baumholder 65 

25 Ruschberg Baumholder 20 

26 Gimbweiler Birkenfeld 2422 

28 Dienstweiler Birkenfeld 20 

29 Jeckenbach Nahe-Glan 22 

30 Kronweiler / Rimsberg Birkenfeld 23 

 
18 Hinweis: Eine frühzeitige Abstimmung mit dem Leitungsträger (Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m.b H.) auf den 
nachgeordneten Planungsebenen ist auch außerhalb des freigehaltenen Schutzstreifens dringend geboten. 
19 Hinweis: Aufgrund einer konkretisierten Straßenplanung im östlichen Bereich des Gebietes ist auf den nachgeordneten Pla-
nungsebenen ein Abstimmungsbedarf mit dem Landesbetrieb Mobilität dringend erforderlich. 
20 Hinweis: Aufgrund einer konkretisierten Straßenplanung im östlichen Bereich des Gebietes ist auf den nachgeordneten Pla-
nungsebenen ein Abstimmungsbedarf mit dem Landesbetrieb Mobilität dringend erforderlich. 
21 Die Fläche 21 Kempfeld / Schauren umfasst im Vergleich zur Potenzialstudie auch eine Bestandsfläche, wodurch sich die Flä-
che um 6 ha vergrößert. 
22 Die Fläche 26 Gimbweiler umfasst im Vergleich zur Potenzialstudie auch eine Bestandsfläche, wodurch sich die Fläche um 2 
ha vergrößert. 
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Nr. Bezeichnung Verbandsgemeinde/n (VG) oder 
Stadt 

Fläche (in 
ha) 

31 Schmittweiler Nahe-Glan 26 

33 Freimersheim Alzey-Land 26 

34 Bad Sobernheim / Ippenschied Nahe-Glan 58 

36 Lonsheim Alzey-Land 27 

37 Kettenheim Alzey-Land 25 

38 Merxheim Nahe-Glan 60 

39 Becherbach Nahe-Glan 24 

 Summe Fläche gesamt 1113   
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Karte 20: Vorbehaltsgebiete für die Photovoltaik nutzung  
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Wasserkraft 

G 170 Die vorhandenen Wasserkraftanlagen in der Region sollen, soweit dies wasserwirtschaftlich 
und ökologisch vertretbar ist, erweitert und optimiert werden. 

GN171 Die vorhandenen Potenziale der Wasserkraft, insbesondere bei Kleinwasserkraftwerken und 
im Zusammenhang mit alten Wasserrechten, sollen, soweit dies wasser- und fischereiwirt-
schaftlich und ökologisch vertretbar ist, erschlossen werden. 23 

Begründungen und Erläuterungen 

Zu G 170: 
Querbauwerke beeinträchtigen die natürliche Flussdynamik und können Hindernisse für Fische und andere Lebewesen auf 
ihren, der Arterhaltung dienenden Wanderungen, darstellen. Bei der Wasserkraftnutzung sind daher die Vorgaben der 
europäischen Wasserrahmenrichtlinie (insbesondere in Bezug auf Lebensraumerhaltung, Durchgängigkeit und Fisch-
schutz) zu beachten. 
 
Zu GN 171: 
Für die Region Rheinhessen-Nahe ist ein technisches Ausbaupotenzial in einer Größenordnung von rund 5 Mio. kWh/a 
geschätzt worden. Bei Ausschöpfung der technisch-wirtschaftlich möglichen Potenziale könnte die Wasserkraft in der Re-
gion zukünftig 18.600 MWh/a elektrische Energie erzeugen und damit 0,42 % des Gesamtstrombedarfs der Region decken.  
 
 

Biomasse 

G 172 Die Nutzung von Biomasse als vielseitig einsetzbarer Energieträger soll als Beitrag zur Stär-
kung regionaler Wirtschaftskreisläufe und zur nachhaltigen CO2-neutralen Energieversor-
gung ausgebaut werden. Beim Einsatz von Biomasse soll die ökologische Verträglichkeit ge-
prüft werden. 

Begründungen und Erläuterungen: 

Zu G 172: 
Die Nutzung von Biomasse leistet einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und zur Reduktion des CO2-Ausstoßes. Sie 
schafft Arbeitsplätze im ländlichen Raum und stärkt regionale Wirtschaftskreisläufe nachhaltig.  

Biomasse kann als fester, flüssiger oder gasförmiger Energieträger zur Bereitstellung von Wärme, zur Stromerzeugung 
oder als Kraftstoff eingesetzt werden. In der Region Rheinhessen-Nahe kann der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Primärenergieverbrauch durch den Einsatz von Biomassen deutlich erhöht werden. Durch die technologische Entwicklung 
besteht die Möglichkeit, die erzeugten Gasmengen in die regionalen und städtischen Gasversorgernetze einzuspeisen. Die 
Erzeugung von Strom aus Biomasse fällt wie die Windenergienutzung und die Solarenergie in den Anwendungsbereich des 
erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG). 

 
23 vgl. LEP IV, Kap. 5.2.1, Z 167, S. 160, einschließlich Begründung/Erläuterung (S. 162) 
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III Gender-Check  

Der Gender-Check wird im Zuge der 3. Teilfortschreibung ROP nicht angepasst. 
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Anlage 1: Gemeindefunktionen und Wohnbauflächenbedarfsparameter / -werte 
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1 Verflechtungsbereiche / Raumstruktur = Mittelbereiche nach LEP IV und Nahbereiche nach ROP 2014, HVB = Hoch verdichteter Raum , VBK = Verdichtete Bereiche 
mit konzentrierter Siedlungsstruktur , VBD = Verdichtete Bereiche mit disperser Siedlungsstruktur , LBK= Ländliche Bereiche mit konzentrierter Siedlungsstruktur und 
Zentrale Orte und Gemeinden mit besonderer Funktionszuweisung : OZ = Oberzentrum , MZ = Mittelzentrum , GZ = Grundzentrum,  W = Schwerpunkt Wohnen, G = 
Schwerpunkt Gewerbe,  k= kooperierend   
 
2 Grundwert für HVB: OZ/MZ und GZ = 3,6, W-Gemeinde = 3,2, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung  = 2,4; 
Grundwerte für VBK: MZ = 3,6, GZ = 3,5, W-Gemeinden = 3,2, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisun = 2,3;  
Grundwerte für VBD: MZ =3,6, GZ = 3,5, W-Gemeinden = 3,2, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung = 2,2;  
Grundwerte für LBK: MZ = 3,3, GZ = 3,2, W-Gemeinden = 3,0, Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung = 2,0  
3 Dichtewerte = durchschnittliche Zahl der Wohneinheiten je Hektar 
4 Bevölkerungsvorausberechnung = Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für das Jahr 2030, Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz, Basisjahr 2017 
5 Bedarf an Wohneinheiten für 15 Jahre = (Grundwert x Einwohner)/ 1000 x 15 6 Wohnbauflächenbedarfswerte für 15 Jahre = (Bedarfswert in Wohneinheiten) / (Dichtewert in Wohneinheiten je ha) x 15 Jahre. Werte sind auf 0,5 bzw. 0,0 ab- 
bzw.aufgerundet 
7 Wohnbauflächenreserven im Außenbereich = in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen dargestellte Wohnbauflächen (Datengrundlage RAUM+Monitor, Stand: 
07.07.2020). 
8 Mischbauflächenreserven im Außenbereich = in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen dargestellte Mischbauflächen (Datengrundlage: RAUM+Monitor, Stand: 
07.07.2020). Diese Flächenreserven sind aufgrund der gesetzlichen und landesplanerischen Anforderungen gem. § 1 Abs. 3 S. 1, Abs. 5 S. 2 und 3 i.V.m. § 1a Abs. 2 
BauGB sowie Z 31 LEP IV auf der Ebene der nachfolgenden städtebaulichen Planung bei der Prüfung der Erforderlichkeit im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB und bei der 
planerischen Abwägung gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a und Abs. 7, § 1a Abs.2, § 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. Anlage 1 Nr. 2 b entsprechend dem diesen kraft Gesetzes und aufgrund 
der landesplanerischen Vorgaben objektiv zukommenden erhöhten Gewicht zu berücksichtigen bzw. zu 50% zum Ansatz zu bringen. 
 
* - Bei den Fusionsgemeinden wurden die Wohnbauflächenbedarfe zusammen addiert  
   -  Im Fall der Stadt Ingelheim hat die Regionalvertretung den Beschluss gefasst die Addition der Flächen (ehemals VG Heidesheim am Rhein und Stadt Ingelheim am 
Rhein) anzusetzen.  
** Wohnbauflächenreserven der VG Birkenfeld werden nicht mit RAUM+Monitor erfasst. Der angegebene Wert wurde von der VG mit Stand vom 20.05.2019 übermit-
telt. 
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Abbildung 1: Schematische Darstellung der raumstrukturell und raumfunktional differenzierten Grundwerte 
 

 
HVB: Hochverdichteter Bereich, VBK: Verdichteter Bereich mit konzentrierter Siedlungsstruktur, VBD: Verdichteter Bereich mit disperser Siedlungsstruktur, LBK: Ländlicher Bereich mit 
konzentrierter Siedlungsstruktur, GobF: Gemeinden ohne besondere Funktionszuweisung 
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In der erneuten Anhörung konzentrierten sich die Stellungnahmen v.a. auf die Regelungstiefe (Feinsteuerungsmög-
lichkeiten nach BauNVO) des Planansatzes und einer damit einhergehenden Einschränkung der kommunalen Pla-
nungshoheit. Die Vorgaben auf Ebene der Regionalplanung sind durch das raumordnerische Interesse an einer über-
geordneten Gewerbeentwicklung, v.a. auf Grund der Begrenztheit der geeigneten Flächen begründet.  
 
Hinweise der oberen Wasserbehörde wurden ebenfalls in die Begründungen aufgenommen. So wurde in Z 18a er-
gänzt, dass vor der Umsetzung eines Vorranggebietes grundsätzlich ein Nachweis vorgelegt werden soll, dass vorhan-
dene Infrastrukturen oder durch den Ausbau der Kapazitäten die notwendige Wasserversorgung gewährleistet wer-
den. Die Begründung zu G 19b wurde dahingehend ergänzt, dass ausreichend Freiflächen verbleiben sollen, damit das 
anfallende Niederschlagswasser versickern kann. 
 
Gegenüber einzelnen Anpassungen der Begründungen der Ziele und Grundsätze gab es auch Veränderungen der Ge-
bietskulisse auf Grund der eingegangenen Stellungnahmen. Einzelne Flächen wurden aus Sicht von Naturschutz und 
Landwirtschaft sehr kritisch bewertet. In der Folge wurden vier Flächen im Laufe des Verfahrens herausgenommen, 
darunter fällt die Fläche 2 in Offstein, die Fläche 7 in Waldböckelheim und die Fläche 26 in Worms. Hierzu hat sich die 
Planungsgemeinschaft auf Grund einer negativen Natura2000-Erheblichkeitsprüfung, einer versagten Befreiung von 
der Naturparkverordnung bzw. eines negativen Klimagutachtens entschieden, wobei die Fläche 2 nach Vorliegen einer 
vollumfänglichen Natura2000-Prüfung in einem späteren Verfahren wieder aufgegriffen werden könnte. Auf die mehr-
fach kritisierte Fläche 14 in Horbruch wird ebenfalls verzichtet, hierbei spielte auch der Wunsch der Ortsgemeinde 
eine Rolle. 
 
Planungsalternativen 
 
Die Planungen wurden unter Einbeziehung unter anderem von Umweltaspekten prozessbegleitend optimiert. Bei der 
Suche nach geeigneten Vorranggebieten Gewerbe wurden insgesamt 30 Potenzialflächen untersucht, von denen letzt-
endlich 16 als Vorranggebiete festgelegt wurden. Im Gegenzug wurden 14 Alternativflächen untersucht, bewertet und 
auch ausgeschlossen. Oftmals waren Umweltaspekte ausschlaggebend für den Ausschluss der Flächen. 
 
Bei den Vorbehaltsgebieten Photovoltaiknutzung wurden neben den 26 ausgewählten Gebieten noch acht weitere 
Potenzialflächen untersucht, die zumeist auch aufgrund von Umweltaspekten nicht weiterverfolgt wurden. Nach Vor-
gabe des LEP IV sind mindestens Vorbehaltsgebiete für Photovoltaiknutzung in den Regionalen Raumordnungsplänen 
festzulegen. 
 
Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen bei der Durchführung des Raumordnungsplans  
 
Soweit Planinhalte negative Umweltauswirkungen ausreichend konkret abschätzbar machen, wurden diese im Rah-
men der SUP entsprechend geprüft und die Bewertungen in der Abwägung berücksichtigt. Das aus diesem Planungs-
prozess resultierende räumliche und inhaltliche Konzept wird danach unvermeidlich auch Eingriffe nach sich ziehen. 
Zu nennen sind insbesondere die Flächenneuinanspruchnahmen für Zwecke der gewerblichen Bebauung und der In-
stallation von Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Diese wurde aber unter anderem durch den Ausschluss von Flächen 
mit besonders gravierenden Konflikten minimiert, und auf ein räumlich verträgliches Maß reduziert. Insbesondere 
bleibt auch die im Landschaftsrahmenplan und LEP IV umrissene räumliche Funktionalität der verschiedenen Schutz-
güter gewahrt. Inwieweit bei der Durchführung des Raumordnungsplans dann noch erhebliche Beeinträchtigungen 
eintreten können, ist in aller Regel erst im Zuge der zunehmenden Planungskonkretisierungen in den nachgelagerten 
Plan- bzw. Genehmigungsverfahren ermittelbar. Demzufolge werden erst dort sinnvoll geeignete Maßnahmen zur 
Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen installiert werden können. 
 
Im Hinblick auf die Freiflächen-Photovoltaikanlagen wird gemäß G 166c LEP IV eine landesweite Datenbank angelegt, 
die den Zubau an Photovoltaik auf Ackerflächen dokumentiert. Auf dieser Grundlage ist auch G 169c des ROP zu be-
rücksichtigen, der den Zubau auf Ackerflächen in der Gesamtregion auf 2% aller Ackerflächen begrenzt. 



Anlage 4
Dokumentation der Planänderungen im zeichnerischen Teil 

(Gesamtkarte) im Rahmen der 3. Teilfortschreibung ROP

Die Anlage zeigt alle Änderungen gegenüber der verbindlichen 
Planfassung.

Mainz, 8. Juni 2026

gez. Bettina Dickes
Vorsitzende der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe
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Vorranggebiete Gewerbe
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Vorranggebiet Gewerbe Nr. 1 Alzey-Ost

Stadt AlzeyGenehmigter Plan 3. TF
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Genehmigter Plan 3. TF VG Sprendlingen-Gensingen/ VG Wöllstein 

Vorranggebiete Gewerbe Nr. 3 Krummgewann (Wöllstein) und Nr. 12 Sprendlingen
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Genehmigter Plan 3. TF
VG Wörrstadt

Vorranggebiet Gewerbe Nr. 6 Wörrstadt-Süd 
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Genehmigter Plan 3. TF
VG Langenlonsheim-Stromberg/ Bingen am Rhein/ 

VG Sprendlingen-Gensingen 

Vorranggebiete Gewerbe Nr. 8 Waldlaubersheim  und Nr. 17 Gewerbepark Bingen / Grolsheim-Nord
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